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Wer Vertrauen gewinnen will, muss verlässlich handeln  

Das Nationale Begleitgremium erteilt Forderungen nach einer längeren 
Laufzeit für Atomkraftwerke eine klare Absage   
 
Unter dem Deckmantel des Klimaschutzes mehren sich die Stimmen, die fordern, die 
Laufzeiten der Atomkraftwerke zu verlängern. Diese Stimmen reichen bis in die 
höchsten Etagen der Wirtschaft. Dazu erklären die Vorsitzenden des Nationalen 
Begleitgremiums, Prof. Dr. Miranda Schreurs und Prof. Dr. Klaus Töpfer:  
  
„Der Ausstieg aus der Atomenergie in Deutschland ist in einem breiten politischen Konsens 
beschlossen worden. Das Ende ist gesetzlich auf 2022 festgeschrieben. In diesem Zusammenhang 
ist auch die Suche nach einem Endlager auf eine neue gesetzliche Grundlage gestellt worden. Das 
Nationale Begleitgremium hat dabei eine besondere Verantwortung übernommen, mit dafür Sorge 
zu tragen, dass die Hinterlassenschaften der Nutzung der Atomenergie nach einem fairen und 
offenen Verfahren verantwortungsvoll gelagert werden. Als vermittelnde Instanz setzt sich das 
Gremium dafür ein, dass das Verfahren vertrauenswürdig ist. Es ist ein mühsamer und sensibler 
Prozess, Vertrauen, das in der Vergangenheit verspielt worden ist, in der Bevölkerung (wieder) 
aufzubauen und zu schaffen.  
 
Wer jetzt einer Verlängerung der Laufzeiten das Wort redet, bringt den Klimaschutz nicht voran. 
Aber er setzt leichtfertig den erzielten Kompromiss zum Ausstieg aufs Spiel und gefährdet das 
schwierige Unterfangen, einen Standort für die Endlagerung der hochradioaktiven Abfälle zu 
finden. Die Politik hat versprochen und gesetzlich geregelt, dass nach 2022 Schluss mit der 
Nutzung der Atomenergie ist. Auf dieses Versprechen muss Verlass sein. Es ist die Voraussetzung 
dafür, überhaupt die Chance zu wahren, dass ein Standort für die Endlagerung in der Bevölkerung, 
wenn nicht unterstützt, so doch wenigstens akzeptiert wird. Das Standortauswahlverfahren steckt 
noch in den Anfängen. Hier ist Sensibilität statt kurzfristige Interessenpolitik gefragt.   
      
Die Energiewende ist die konsequente Folge aus dem Ausstieg aus der Atomenergie in 
Deutschland. Um diese voranzubringen, wurde viel Geld in die Hand genommen. Investitionen, die 
am Ende alle Beteiligten bezahlen, auch die Verbraucher*innen. Die Menschen können zu Recht 
erwarten, dass dieses Geld gut investiert wird, in eine zukunftsfähige Energieversorgung. Die 
erneuerbaren Energien bergen ein enormes Potential, ökologisch, ökonomisch und sozial. Mit dem 
Ausbau werden Innovationen vorangetrieben, neue Techniken und neue Produkte entwickelt. Sie 
bieten Unternehmen erhebliche Entwicklungschancen. Das haben viele Unternehmen und 
fortschrittliche Wirtschaftsführer längst erkannt.“   
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